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Aus der Praxis

Der OECD Employment Outlook 2010 –  
eine Quelle für policy learning?

Roland Schneider

Mit ihrer Beschäftigungs-Studie 19941 
und ihren nicht nur von den Gewerk-
schaften kritisierten Empfehlungen zur 
Deregulierung von Arbeitsmärkten hat 
die Organisation für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
wichtige Impulse für die Neuorientierung 
der Arbeitsmarktpolitik wie auch für die 
arbeitsökonomische Forschung gegeben. 
Seitdem hat der Employment Outlook der 
OECD, der einmal jährlich über die Ar-
beitsmarkt- und Beschäftigungssituation 
im OECD-Raum sowie über neue Befunde 
arbeitsmarktökonomischer und -politi-
scher Analysen informiert, an Bedeutung 
gewonnen. Sein Zuschnitt sowie seine Kon-
tinuität haben den Employment Outlook 
für Akteure der Arbeitsmarktpolitik zu ei-
ner Quelle des policy learning gemacht: Er 
ermöglicht seinen Nutzern nicht nur einen 
weit gefassten Überblick über die Felder 
der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspo-
litik sowie über Organisationen und Insti-
tutionen, er stimuliert auch Lernprozesse 
in der OECD-weiten Arbeitsmarkt- und 
Beschäftigungspolitik. Zugleich fordert er 
aber immer wieder Einspruch und Kritik 
heraus. Die von der OECD vertretene Po-
sition, dass eine Deregulierung von Ar-
beitsmärkten der Schlüssel zu beschäfti-
gungs- wie wirtschaftspolitischem Erfolg 
sei, hat ihr vehemente Kritik eingebracht. 
Letztlich hat diese Kritik zur Überprü-
fung der OECD-Beschäftigungsstrategie 
geführt und Zweifel am Paradigma der 
Arbeitsmarktderegulierung untermauert.2 
Die Auseinandersetzung mit dieser Kritik, 
Versuche ihrer ökonometrischen Entkräf-
tung sowie das Bemühen zur Begründung 
von „Strukturreformen“ auf Arbeits-
märkten haben sich dann wiederum im 
Employment Outlook sowie in anderen 
OECD-Publikationen niedergeschlagen. 
Inwieweit der Employment Outlook 2010 
den arbeitsmarkt- und beschäftigungs-

politischen Akteuren den richtigen Weg 
weist, ist Thema dieses Beitrags.

Der Employment Outlook 2010

Um einen Befund vorwegzunehmen: Die 
Analysen und Befunde des Employment 
Outlook 2010 eröffnen durchaus neue, 
wenn zugleich auch begrenzte Möglich-
keiten des policy learning. Unter dem Ti-
tel „Die Beschäftigungskrise überwinden“, 
befasst er sich mit den Auswirkungen der 
globalen Finanz- und Wirtschaftskrise auf 
den Arbeitsmarkt.3 Ausführlich analysiert 
werden Maßnahmen gegen Arbeitslosig-
keit, insbesondere der Einsatz der Kurz-
arbeit (Kapitel 1), sowie Auswirkungen 
der globalen Krise auf die Arbeitsmärkte 
„aufstrebender Volkswirtschaften“ wie 
Brasilien, Chile, China, Indien, Indonesi-
en, der Russischen Föderation, Südafrika 
und der Türkei (Kapitel 2). Fragen nach 
dem Einfluss institutioneller und politi-
scher Determinanten der Fluktuation auf 
dem Arbeitsmarkt stehen im Mittelpunkt 
eines Kapitels (3), das nach Erklärungen 
für international unterschiedliche Mus-
ter der Arbeitsmarktfluktuation sucht. Das 
abschließende Kapitel (4) ist dem Bemühen 
gewidmet, Vor- und Nachteile von Teilzeit-
arbeit zu bewerten. 

OECD-weite Beschäftigungs-
lücke von mehr als 18 Mio. 
Arbeitsplätzen 

Als der Employment Outlook 2010 er-
schien, ging die OECD davon aus, dass die 
Arbeitslosigkeit im 3. Quartal 2010 einen 
Höchststand bei einer Arbeitslosenquote 
von 8,6 % erreichen und bis zum Ende des 
Jahres 2011 auf 8 % sinken würde. Doch 
nachdem die jüngste OECD-Konjunktur-
prognose eine nachlassende Kraft des ak-
tuellen Aufschwungs konstatierte, gilt die 

Beschäftigungsprognose des Employment 
Outlook 2010 als überholt. Vieles verweist 
auf fortdauernden beschäftigungspoli-
tischen Handlungsdruck. Unterstrichen 
wird dies von der Zahl der Arbeitsplätze, 
die geschaffen werden müssen, um den 
Beschäftigungsstand vom Dezember 2007 
bis zum Ende des Jahres 2011 wieder zu 
erreichen. 

Die aktuelle Beschäftigungslücke ver-
anschlagt die OECD auf knapp 18 Mio. 
Arbeitsplätze. Dies entspricht 3,3 % des 
gegenwärtigen Beschäftigungsvolumens 
über alle Mitgliedsländer hinweg. Deut-
lich darüber liegen die Anteile in Ländern, 
deren Arbeitsmärkte von der Krise beson-
ders hart getroffen wurden, darunter Ir-
land (17 %), Spanien (11 %) und die USA 
(7,6 %). Zu Recht weist der Employment 
Outlook darauf hin, dass die Beschäfti-
gungslücke das Arbeitsmarktgeschehen in 
der Krise, insbesondere den Stellenabbau, 

Roland Schneider ist Referent beim Trade 

Union Advisory Committee (TUAC), dem 

Beratungsauschuss der Gewerkschaften 

bei der Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 

in Paris. Arbeitsschwerpunkte: Arbeitsmarkt-, 

Beschäftigungs- und Bildungspolitik. 

e-mail: tuac@tuac.org

1	 OECD (1994): Beschäftigungs-Studie. Fakten. 
Analysen. Strategien. Arbeitslosigkeit im OECD-
Raum 1950–1995, Paris.

2	 Siehe OECD (2006): Mehr Arbeitsplätze, höhere 
Einkommen – Politiklektionen aus der Neubeur-
teilung der OECD-Beschäftigungsstrategie (Kurz-
fassung), Paris.

3	 OECD (2010a): Employment Outlook 2010. 
Moving Beyond the Jobs Crisis, Paris. Detaillierte 
Informationen über den Employment Outlook 
2010 sowie über frühere Ausgaben finden sich 
auf der OECD-Homepage unter www.oecd.org/
els/employment/outlook. 

EClasen
Copyright wsimit



602 WSI Mitteilungen 11/2010

nicht ausreichend widerspiegelt. Unzurei-
chend berücksichtigt sind auch Unterbe-
schäftigung sowie Arbeitskräfte, die dem 
Arbeitsmarkt zwar zur Verfügung stehen, 
aber die Jobsuche bereits aufgegeben ha-
ben. 

Anlässlich unterschiedlicher Krisen-
reaktion nationaler Arbeitsmärkte betont 
der aktuelle Employment Outlook, dass 
Unternehmen in den USA, Neuseeland 
und Spanien mit aggressiven Maßnahmen 
des Belegschaftsabbaus auf den Produkti-
onsrückgang reagiert haben. Er liefert aber 
keine Belege dafür, dass Unternehmen in 
anderen Ländern durch Arbeitsmarktins-
titutionen an Entlassungen gehindert wur-
den. Dort, wo Entlassungen nicht oder nur 
in geringerem Masse vorgenommen wur-
den, erfolgten Personalanpassungen durch 
eine drastische und von arbeitsmarktpo-
litischen Instrumenten unterstützte tem-
poräre Verkürzung der Arbeitszeit. Mit 
Nachdruck gilt dies für das Instrument der 
Kurzarbeit, das in 22 der 30 OECD-Länder 
zum Einsatz gelangte.4 

Kurzarbeit – arbeitsmarkt
politisch bedeutsame Effekte ...

Der Employment Outlook 2010 bekräftigt, 
dass Kurzarbeit im Verlauf der Krise be-
achtliche Erfolge bei der Vermeidung von 
Entlassungen hatte und zur Sicherung von 
Beschäftigung beigetragen hat. Angaben 
der Bundesregierung nutzend, wird die 
Zahl der potenziell durch Kurzarbeit ge-
sicherten Arbeitsplätze für Deutschland 
mit 350.000 angegeben. Sie basiert auf 
der Umrechnung des durch Kurzarbeit 
ausgefallenen Arbeitszeitvolumens in po-
tenzielle Vollzeit-Arbeitsplätze. Eine ambi
tionierte ökonometrische Analyse auf der 
Grundlage von Daten für 19 Länder über 
den Zeitraum von 2003 bis zum 3. Quartal 
2009 bestätigt gleichfalls arbeitsmarktpo-
litisch bedeutsame Effekte der Kurzarbeit. 
Allerdings gelangt sie zu geringeren Be-
schäftigungseffekten. 

Für Belgien, so die Analyse, fiel der Be-
schäftigungsrückgang infolge der Kurz-
arbeit um 1,3 Prozentpunkte niedriger 
aus als es ohne sie der Fall gewesen wäre. 
Für Deutschland, Finnland und Japan 
war der Beschäftigungsabbau im Durch-
schnitt um 0,75 Prozentpunkte geringer 
als bei Verzicht auf Kurzarbeit. Für Japan 
wird der Netto-Effekt der durch Kurzar-
beit gesicherten Arbeitsplätze auf 400.000 
geschätzt, für Deutschland auf weit über 

200.000. Gleichwohl liegt dieser Wert er-
heblich unter jenem, der dem rechneri-
schen Vollzeit-Arbeitsplatzpotenzial der 
Kurzarbeit entspricht. Die Differenz zwi-
schen beiden Größen verweist der OECD 
zufolge auf hohe und beschäftigungsun-
wirksame Mitnahmeeffekte der Kurzar-
beit; für Deutschland werden diese auf 
etwa ein Drittel der Förderung geschätzt.5 

... auf Kosten hoher Mitnahme
effekte und sozialer  
Segregation? 

Zu den Mitnahmeeffekten zählt u. a. die 
Zahlung von Kurzarbeitergeld für Be-
schäftigte, deren Arbeitsplätze im An-
schluss an die Krise auch ohne Förderung 
fortbestanden hätten. Ebenso zählen dazu 
jene Fälle, in denen in der Krise „subven-
tionierte“ Arbeitsplätze im Konjunktur-
aufschwung doch noch abgebaut werden, 
mithin Fälle, bei denen der Eintritt der 
Arbeitslosigkeit nicht verhindert, sondern 
hinausgezögert wurde. Im Hinblick auf 
die Beschäftigungsstruktur geht die OECD 
von einer konservierenden Wirkung der 
Kurzarbeit aus; werde sie zu lange gewährt, 
hemme sie tendenziell den Strukturwandel 
der Wirtschaft. Dies war für sie Anlass, 
gegen die Verlängerung der Bezugsdauer 
von Kurzarbeitergeld zu argumentieren.6 
Empirische Belege zur Unterstützung die-
ser Kritik bietet der Employment Outlook 
allerdings nicht. Stattdessen verweist er 
auf einen engen Zusammenhang zwi-
schen dem Grad der Rigidität nationaler 
Arbeitsmärkte und der Anwendung der 
Kurzarbeit. Starre Arbeitsmärkte, so die 
Botschaft, erfordern ein hohes Maß an 
Arbeitszeitflexibilisierung. 

Abgerundet wird dieses Bild von der 
Kehrseite der Kurzarbeit, welches eher 
von Vorbehalten als von Fakten gestützt 
wird, durch die Behauptung, Kurzarbeit 
komme lediglich den Stamm-, nicht aber 
den Randbelegschaften zugute. Verwiesen 
wird dabei auf fehlende empirische Evi-
denz zugunsten positiver Wirkungen der 
Kurzarbeit für Leiharbeiter. Diese mag in 
der Tat fehlen, allerdings kann daraus we-
der auf neue Linien der Arbeitsmarktse-
gregation durch Kurzarbeit noch auf eine 
ihr fehlende Gerechtigkeitskomponente 
geschlossen werden, zumindest nicht im 
deutschen Fall.7 

Kurzarbeit – Hemmnis für einen 
beschäftigungswirksamen 
Aufschwung? 

Dass Kurzarbeit trotz ihrer – auch von 
der OECD wiederholt eingestandenen – 
beschäftigungswirksamen Effekte nicht 
zu den präferierten Instrumenten der 
OECD zählt, wird auch daran deutlich, 
dass der Employment Outlook vor einer 
Verringerung der Beschäftigungsintensi-
tät eines Aufschwungs durch das „Horten 
von Arbeitskräften“ (labour hoarding) im 
Zuge von Kurzarbeit warnt. Aus einem 
Vergleich der Produktivitätsentwicklung 
über 85 Rezessionen und Anfangsphasen 
der Konjunkturbelebung in 24 Ländern 
wird geschlossen, dass ein nachhaltiges 
Horten von Arbeitskräften die Risiken 
eines beschäftigungslosen Aufschwungs 
vergrößere und das Fortbestehen oder 
eine Zunahme von Sockelarbeitslosigkeit 
begünstige. Letztere deute darauf hin, so 
der Employment Outlook, dass Deutsch-
land und Japan einem höheren Risiko eines 
beschäftigungslosen Aufschwungs ausge-
setzt seien als die USA, wo das Horten von 
Arbeitskräften während einer Rezession 
praktisch unbekannt ist.8 Diese Vermu-
tung wird nicht nur von der aktuellen Be-
schäftigungsentwicklung in Deutschland 
und den USA in Zweifel gezogen. Sie ist 
auch arbeitsmarkt- und sozialpolitisch 
problematisch – sie setzt voraus, dass eine 
erhebliche Zunahme der Arbeitslosigkeit 
einem beschäftigungswirksamen Auf-
schwung vorausgehen muss. 

Kurzum, die OECD sieht in Kurzarbeit 
auch ein Mittel, das eine beschäftigungs-
wirksame Konjunkturerholung erschwert. 
Unter wachsendem Konsolidierungsdruck 
öffentlicher Haushalte befürwortet sie 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen, die 
auf die Re-Integration von Arbeitslosen in 
Erwerbstätigkeit sowie auf die Erhöhung 
der Beschäftigungsquote zielen. Allge-
meine Subventionen von Beschäftigung 
oder von Einstellungen sollten abgelöst 

4	 Ebd., S. 57 und 98ff.
5	 Ebd., S. 72.
6	 So fordert die OECD im „Wirtschaftsbericht 

Deutschland 2010“ Anreize für einen raschen 
Ausstieg aus der Kurzarbeit, vgl. OECD (2010b): 
Wirtschaftsbericht Deutschland 2010, Paris, S. 48.

7	 Der OECD scheint entgangen zu sein, dass Kurzar-
beit durch Beschluss der Bundesregierung auch für 
Beschäftigte in Leih- und Zeitarbeit geöffnet und 
durch das Konjunkturpaket II weiter verbessert 
wurde. 

8	 OECD (2010a), a.a.O., S. 77. 
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werden durch eine Förderung, die zusätz-
liche Neueinstellungen für Unternehmen 
attraktiver macht (marginal employment 
subsidies). Eine solche Förderung, die 
beispielsweise Sozialabgaben des Arbeit-
gebers in Abhängigkeit von Netto-Neuein-
stellungen verringert, wurde bisher aller-
dings nur in wenigen Ländern praktiziert.9 

Institutionelle und politische 
Determinanten der Arbeits-
marktfluktuation

International bestehende Unterschiede in 
der Arbeitskräftereallokation zwischen 
Unternehmen und Industrien verweisen 
der OECD zufolge darauf, dass Arbeits-
marktinstitutionen wie Kündigungs-
schutz, Arbeitslosenunterstützung sowie 
Produktmarktregulierungen wichtige 
Determinanten von Einstellungen und 
Entlassungen sind. Zwischen 20 und 30 % 
der internationalen Unterschiede in der 
Arbeitsmarktfluktuation, so der Employ-
ment Outlook, lassen sich mit „rigidem“ 
Kündigungsschutz erklären. Eine negative 
Wirkung auf die Arbeitsmarktfluktuation 
konnte für Mindestlöhne nicht nachge-
wiesen werden. 

Der Employment Outlook bezweifelt, 
dass der analysierte Zusammenhang zwi-
schen Institutionen des Arbeitsmarktes 
und Fluktuation auf dem Arbeitsmarkt 
auch in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit gilt. 
Unstrittig sei, dass eine Flexibilisierung 
des Arbeitsmarktes durch Verringerung 
des Kündigungsschutzes zu wachsender 
Auflösung von Beschäftigungsverhältnis-
sen und zu negativen Verteilungseffekten 
führen könne. Beschäftigte, die im An-
schluss an Flexibilisierungsmaßnahmen 
ihren Arbeitsplatz verlieren, erfahren 
häufig einen Einkommensverlust sowie 
eine Verschlechterung von Arbeitsbedin-
gungen. Maßnahmen zur Steigerung der 
Arbeitsmarktflexibilität, so heißt es des-
halb zutreffend, seien „nicht zu jeder Zeit 
wünschenswert.“10

Im Zusammenhang mit negativen so-
zialen Folgen der Auflösung von Beschäf-
tigungsverhältnissen unterstreicht der 
Employment Outlook die Bedeutung einer 
angemessenen Arbeitslosenunterstützung. 
Sie begünstigt die Arbeitsmarktfluktua-
tion; sie erleichtert die Arbeitssuche und 
trägt dazu bei, dass bei Neueinstellungen 
Qualifikationsanforderungen und -pro-
fil besser in Übereinstimmung gebracht 
werden können. Aus diesem Grund emp-

fiehlt der Employment Outlook, die Fle-
xibilisierung von Arbeitsmärkten mit 
der Gewährleistung einer angemessenen 
Arbeitslosenunterstützung – als zentrales 
Element aktivierender Arbeitsmarktpoli-
tik – zu verknüpfen. Kurz: Der Ruf nach 
Flexicurity wird bekräftigt. 

Teilzeitarbeit – mehr Vor- als 
Nachteile?

In allen Ländern hat Teilzeitarbeit in der 
jüngsten Vergangenheit zugenommen. 
2007 waren OECD-weit nahezu 17 % aller 
Beschäftigten im Rahmen von Teilzeitar-
beit tätig. In vielen Ländern der OECD, 
darunter auch Deutschland, arbeiten mehr 
als 20 % der Beschäftigten in Teilzeitarbeit; 
gut die Hälfte von ihnen sind erwachsene 
Frauen. Ausgehend davon fragt der Em-
ployment Outlook, ob bzw. warum Teil-
zeitarbeit mit Nachteilen für die Beschäf-
tigten verbunden ist und warum dennoch 
viele Beschäftigte sich zugunsten von Teil-
zeitarbeit entscheiden. 

Die Absicht, eine Bilanz zugunsten 
der Vorteile von Teilzeitarbeit zu präsen-
tieren, scheitert kläglich an den Fakten. 
Noch immer geht Teilzeitarbeit mit vielen 
Nachteilen einher. Niedrigere Löhne und 
Gehälter, kein oder nur begrenzter Zugang 
zu betrieblicher Weiterbildung, unzurei-
chende Aufstiegsmöglichkeiten sowie ge-
ringere Arbeitsplatzsicherheit zählen dazu. 
Armut ist unter Teilzeitbeschäftigten mehr 
als doppelt so hoch wie unter Beschäftig-
ten in Vollzeit. Und nur einem geringen 
Teil von ihnen gelingt es, in ein regulä-
res Vollzeit-Beschäftigungsverhältnis zu 
wechseln. Die zahlreichen Nachteile der 
Teilzeitarbeit werden aus der Sicht der 
OECD jedoch durch Vorteile kompensiert, 
nämlich durch „bessere Möglichkeiten der 
Kontrolle der Arbeitszeit“ durch Teilzeit-
beschäftigte gegenüber Beschäftigten auf 
Vollzeit-Arbeitsplätzen sowie durch angeb-
lich bessere Arbeitsbedingungen in Teil-
zeitarbeit: Teilzeitbeschäftigte in vielen 
Ländern seien weniger oft zu unsozialen 
Arbeitszeiten (Sonntags- und Nachtar-
beit) beschäftigt und klagten seltener 
über Stress und andere gesundheitsbeein-
trächtigende Risiken am Arbeitsplatz.11 
Empirisch belegt werden diese „Vorteile“ 
allerdings nicht. 

Die Zunahme der Teilzeitbeschäfti-
gung – mit Ausnahmen in Deutschland, 
Italien und Spanien – erfolgte den Angaben 
zufolge maßgeblich auf der Basis von Frei-

willigkeit. Danach waren 2007 im Durch-
schnitt nur 17 % der Teilzeitbeschäftigten 
„unfreiwillig“ tätig. Als unfreiwillig be-
schäftigt gelten Arbeitskräfte, die Teilzeit-
arbeit verrichten, aber eine Beschäftigung 
mit einem höheren Stundenvolumen an-
streben. Nicht ohne Grund wird der Hin-
weis auf die vorherrschende Freiwilligkeit 
in der Teilzeitarbeit an anderer Stelle des 
Kapitels relativiert. Eine scheinbar freiwil-
lige Entscheidung zugunsten von Teilzeit-
arbeit, so heißt es, „ist vielfach geprägt von 
externen Zwängen.“12 

Gleichwohl wird weder darin noch in 
anderen mit Teilzeitarbeit verbundenen 
Problemen ein Anlass dafür gesehen, zu 
überprüfen, ob und warum Teilzeitarbeit 
die geschlechtsspezifischen Ungleichhei-
ten am Arbeitsmarkt verstärkt und welche 
Konsequenzen sich daraus für Arbeits-
marktpolitik und Gender Mainstreaming 
ergeben. Aus Sicht der OECD genügen 
marktförderliche Bedingungen und An-
reize, damit Probleme der Teilzeitarbeit 
durch individuelles Handeln gelöst werden 
können. Bisherige Erfahrungen mit der 
Teilzeitarbeit wie mit Ansätzen einer bes-
seren Vereinbarkeit von Berufs- und Pri-
vatleben stehen dem allerdings entgegen. 

Die Zukunft der Arbeitsmarkt-
forschung in der OECD 

Die Überprüfung der OECD-Job-Strate-
gie hat belegt, dass Beschäftigungserfolge 
nicht in erster Linie durch Deregulierung 
von Arbeitsmärkten und die Demontage 
des Sozialstaates, sondern durch effektive 
Koordination makroökonomischer Politik 
im Verbund mit Sozial- und Tarifpolitik 
sowie sozialem Dialog erzielt wurden. 
Diese Erkenntnis scheint zunehmend ins 
Abseits zu geraten. Jüngere Ausgaben des 
Employment Outlook lassen erkennen, 
dass sich die Analysen der OECD zuneh-
mend darauf konzentrieren, das Wirken 
von Arbeitsmarktinstitutionen sowie die 
ihnen zugeschriebenen Rigiditäten und 
Ineffizienzen auf dem Arbeitsmarkt zu 
analysieren. 

Die Re-Fokussierung von OECD-Un-
tersuchungen auf Arbeitsmarktinstitutio-
nen mag den Interessen und Erwartungen 
der wirtschaftswissenschaftlich-universi-

  9	 Ebd., S. 80ff. 
10	 Ebd., S. 199.
11	 Ebd., S. 225.
12	 Ebd., S. 242.
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tären Arbeitsmarktforschung entgegen-
kommen. Es muss aber bezweifelt werden, 
ob dies auch für Regierungen und Akteure 
der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs-
politik gilt. Auseinandersetzungen um 
die Aktualisierung und Erweiterung des 
OECD-Indikators für sozialen Beschäfti-
gungsschutz unterstreichen dies. Die Ab-
sicht des Sekretariats, die Ergebnisse der 
Aktualisierung im Employment Outlook 

2009 zu veröffentlichen, wurde im An-
schluss an gewerkschaftliche Kritik und 
Interventionen von Regierungsvertretern 
aufgegeben. Gegen eine Einengung künfti-
ger Analysen spricht auch die Begrenzung 
der Rolle der OECD als Beratungsinstituti-
on im G-20-Prozess; für arbeitsmarkt- und 
beschäftigungspolitische Beratung ist die 
Internationale Arbeitsorganisation (ILO) 
die koordinierende Institution. Die OECD 

muss sich deshalb daran erinnern lassen, 
dass Fortschritte in der Arbeitsmarktpo-
litik und -forschung nicht dem Festhalten 
an alten Glaubenssätzen und dürftigen 
Belegen, sondern der Gewinnung neuer 
und robuster Evidenz sowie der Anpas-
sung alter Glaubenssätze an neues Wissen 
entspringen. 


